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Wien, 28.09.1993 

An das 

Präsidium des Nationalrates 

Parlament 
1010 WIEN 

Ihr Zeichen: Unser Zeichen: ARGPRÄ02.DOC 

..:. /J, .. L ... :.',;;;,A'" I 
, . '.', .............. re...: ................. , ...... C i1 n ~I "'.' 'v ............ . 

I ".,,-. "l 0 ('r"" 19" . u .... ~t.;,i..J ":~ - J '" ''\.~3 f • Io.~ ,~~.. ...,,;; 

~ 

r Vcrtoi!t ... 2.42, ... 1: ... 5..1 ... , .~ J ---- , ,.- '-E~ 
Betreff: Entwurf Arbeitsmarkt-Service-Gesetz Zl. 34.40l/20-3a/93 

Sehr geehrtes Präsidium! 

In der Anlage übermitteln wir Ihnen die Stellungnahme der ARGE DATEN - Österreichische 
Gesellschaft fiir Datenschutz zum oben genannten Entwurf 

Mit freundlichen Grüßen 

Dr. Hans G. Zeger, Präsident 

Anlage: 25fach 
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Stellungnahme der ARGE DATEN zum 

Arbeitsmarktservicegesetz und zum AMS-BegleitG 
(Entwurf des Bundesministeriums für Arbeit und Soziales) 

Die ARGE DATEN gibt zu den vorliegenden Gesetzesentwürfen die 
folgende Stellungnahme ab: 

Im Vergleich zum letzten Entwurf sind zwar gewisse Verbesserun­
gen vorgenommen worden, der neue Entwurf ermöglicht aber immer 
noch (vor allem in § 22 AMSG) eine weitgehende Ermächtigung zu 
Datenerhebungen, Datenverarbeitung und Datenweitergabe. 

Die ARGE DATEN weist nochmals darauf hin, daß die schon derzeit 
im Rahmen der Arbeitsmarktverwaltung eingesetzte EDV und die 
Fülle der verarbeiteten Daten kein effizientes Mittel zur Ver­
besserung der Arbeitsmarktsituation darstellt. Ein zusätzliches 
Aufblähen der Datenmenge, gekoppelt mit einem erweiterten EDV­
Einsatz, führt zu gesteigerter Ineffizienz und zu erheblichen 
Mehrkosten. Mit dieser vorgangsweise entfernt sich das Arbeits­
marktservice mehr und mehr vom ursprünglichen Ziel, der Betreu­
ung und Vermittlung Arbeitssuchender. 

Vor allem möchte die ARGE DATEN auf die folgenden Probleme ver­
weisen: 

• § 22 AMSG gibt dem Arbeitsmarktservice eine umfassende Er­
mächtigung zur Ermittlung und Verarbeitungen von Daten. Im 
Gesetz sollten die zu ermittelnden (welche Datenarten von 
wem), verarbeitenden und übermittelnden (welche Datenarten 
an wen) Daten taxativ aufgezählt werden. Die Datenarten 
sollten auf die zur Vermittlung unmittelbar erforderlichen 
Daten beschränkt werden. Es sollten Vorschriften zur Daten­
sicherheit und über die zeitgerechte Löschung veralteter 
Daten ausgearbeitet werden. Weiters sollte protokolliert 
werden, wer wann welche Daten für welchen Zweck abgerufen 
hat. 

• § 53 Abs. 3 AMSG gibt dem Arbeitsmarktservice ein Einsichts­
recht in die Aufzeichnungen der Krankenversicherung. Da hier 
offenbar kein überwiegendes öffentliches Interesse vorliegt, 
das die Schutzinteressen der Betroffenen überwiegt, sollte 
diese Bestimmung gestrichen werden. 

• In Art. 25 AMS-BegleitG (§ 5 Abs. 4 IESG) wird das Bundes­
sozialamt pauschal zu jeder Art von Datenverarbeitung er­
mächtigt. Die zu ermittelnden, verarbeitenden und übermit­
telnden Datenarten sollten auch hier im Gesetz taxativ auf­
gezählt werden. 

Die ARGE DATEN begrüßt die Bestimmung über die Verschwiegen­
heitspflicht (§ 24 AMSG). 
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